
RESIST TRUMP – im Land der Daten und Apps

Katja Schwaller. San Francisco, die Stadt der Querdenkerinnen, LGBTQs 
(LesbianGayBiTransQueers) und Immigrantinnen aus aller Welt, hasst Trump aus 
vollem Herzen und auf der ganzen Linie. Doch es gibt auch lokale Akteure, die in der 
gegenwärtigen politischen Lage eine ambivalente Rolle spielen – und das in vieler 
Hinsicht.

Am «Women’s March» am Tag nach Trumps Amtsantritt beginnt die Demo bereits im 
Wohnquartier – so gross ist der Andrang bei den U-Bahn-Stationen und die Begeisterung 
über den vereinten Widerstand. Auch der Flughafen wird nach Inkrafttreten von Trumps 
Einreisesperre für Flüchtlinge und Menschen aus sieben überwiegend muslimischen 
Ländern mit grosser Ausdauer und von bunten Massen blockiert, und am «Day without an 
Immigrant» bleiben ganze Strassenzüge geschlossen, ein Geschäft ums andere vergittert, 
alle Restaurants zu. Die Botschaft ist klar: ohne Immigrant*innen (und Frauen!) läuft hier gar 
nichts, und San Francisco ist entschlossen, dem Trumpschen Angriff an allen Fronten die 
Stirn zu bieten. Auch wenn die Stadt, die sich bereits in den 1980er Jahren zu einer 
«Sanctuary City» erklärte, also einem Zufluchtsort für Flüchtlinge und Menschen ohne 
Aufenthaltsbewilligung, damit riskiert, dass ihr von der Regierung Trump der Geldhahn 
zugedreht wird – denn wer nicht kuscht, der wird gefeuert oder finanziell abgestraft (denn der
Präsident hat immer 100 % recht).

Neoliberales Laboratorium
Städte wie San Francisco, mit ihrer kosmopolitischen Atmosphäre, ihrem klaren Bekenntnis 
zu LGBTQ- und reproduktiven Rechten, ihren städtischen Identitätskarten, die auch 
papierlosen Immigrant*innen offenstehen, und ihren relativ gut ausgebauten 
Sozialleistungen, sind in Zeiten wie diesen wichtiger denn je. Dennoch erscheint es mir 
angebracht, die Rolle der San Francisco Bay Area auch kritisch zu beleuchten, den Rissen 
und Brüchen nachzuspüren, und einen Blick hinter die progressive Fassade zu werfen. 
Schliesslich befinden wir uns hier in einem regelrechten Laboratorium für neoliberale 
Rezepte aus der Küche von Uber, Airbnb, Twitter, Facebook und zahlreichen weiteren lokal 
ansässigen Technologieunternehmen, die den Alltag von Millionen von Nutzerinnen (und 
Nichtnutzern) auf der ganzen Welt prägen, mit oft verheerenden sozialen Auswirkungen, wie 
zahlreiche Kämpfe rund um prekäre Arbeitsbedingungen, Privatisierungen und 
Gentrifizierung belegen. Es sind nicht zuletzt gerade auch solche Kräfte – und die von ihnen 
und ihren politischen Verbündeten, notabene im Lager der Demokraten, losgetretene 
Neoliberalisierungswelle – die Rechtspopulisten wie Trump in vielen Teilen des Landes 
Auftrieb verschafft haben. Die Proteste müssen sich daher nicht nur gegen den von aussen 
kommenden Angriff richten, sondern auch die Rolle von lokalen Akteuren in der Konstruktion 
dieser Kräfte genauestens unter die Lupe nehmen.

Neutrale Technologie?
Dass gerade Technologieunternehmen bei Diskursen rund um den Aufbau einer Muslim-
Datenbank oder Rufen nach einem Ausbau des Polizeistaates eine wichtige Rolle zukommt, 
versteht sich eigentlich von selbst. So trugen zum Beispiel die von IBM angefertigten 
Lochkarten massgeblich zur reibungslosen Organisation des Holocaust bei. Mit dem 
Argument, sie habe doch nur «neutrale» Technologien bereitgestellt, deren Endzweck nicht 
in ihrer Verantwortung liege, lehnt die Firma eine Aufarbeitung der Geschichte bis heute ab. 
Stattdessen hat sie Trump in einem persönlichen Brief umgehend zur Wahl gratuliert und ihm
die Dienste der Firma ans Herzen gelegt. Und IBM ist keine Ausnahme. Als der 
frischgewählte Präsident in seinen Trump Tower lud, musste er Spitzenmanager*innen von 
Facebook, Google, Apple & Co nicht lange bitten. Denn trotz der linksliberalen Rhetorik und 
Rufen nach einem «Calexit», einer Abspaltung Kaliforniens vom Trumpschen Restland, 
verhalten sich die meisten Tech-Firmen wie ein Blatt im Wind. Schliesslich ist das Generieren
und Auswerten von Daten nicht nur ihre Spezialität, sondern ihr eigentliches Business. Daher
sind auch die halbherzigen Beteuerungen vieler Firmen, sich nun doch nicht an solchen 



Projekten beteiligen zu wollen, und ihre Kritik an Trumps Einreisesperre, die auch 
hochspezialisierte Mitarbeitende von Tech-Firmen betrifft, mit Vorsicht zu geniessen. Denn in 
vielen Fällen sind die nötigen Daten bereits vorhanden – unter anderem, weil wir sie alle als 
User*innen generieren helfen. Die Frage ist daher mehr, wer in welcher Form und zu 
welchem Zweck Zugriff hat, oder sich Zugriff verschaffen kann.

Normalisierung rassistischer Praktiken
Das Sammeln von Daten über Muslim*innen ist in den USA zum Beispiel seit dem 
11. September 2001 schon so weit normalisiert worden, dass der Schritt zu einem offiziellen 
Register gar nicht mehr so gross erscheint. Der Aufschrei ob solcher Pläne, so dringend 
nötig er auch ist, kommt damit in vieler Hinsicht vielleicht bereits zu spät, nämlich erst 
nachdem die ausgeklüngelten Systeme zur Überwachung und Ausschaffung breiter 
Bevölkerungsgruppen bereits fest verankert sind. «Man sagt so einfach ‘nie wieder’ – und 
verkennt dabei gerne, was sich gerade anbahnt, oder wie weit die Normalisierung von 
rassistischen Praktiken fortgeschritten ist, gerade auch wenn sie bereits unter Obama 
etabliert wurden – und wir uns eben nicht früh genug dagegen zur Wehr setzen», meint 
Karyn, eine Aktivistin des Anti-Eviction Mapping Projects, deren beide Grossmütter von 
rassisch motivierten Regierungsmassnahmen betroffen waren. Während ihre Grossmutter 
auf mütterlicher Seite als Immigrantin aus China während Monaten auf Angel Island interniert
war – zusammen mit ihren amerikanischen Kindern –, wurde die Mutter ihres Vaters als 
Amerikanerin mit japanischen Wurzeln während des Zweiten Weltkriegs für mehrere Jahre in
ein Internierungslager in Arkansas verfrachtet. Sie war gerade einmal dreizehn Jahre alt. 
«Natürlich wird es nie genau gleich aussehen, aber wir müssen solche Mechanismen 
erkennen lernen und uns kritisch damit auseinandersetzen – anstatt uns in eine 
Erinnerungspolitik zu flüchten, welche die Erfahrung anderer Gruppen und die Gefahr 
gegenwärtiger rassistischer Strömungen negiert», betont Karyn.

Es rumort in der Tech-Branche
Dass viele Tech-Firmen nun zu einer verhaltenen Kritik an der Politik des Weissen Hauses 
übergegangen sind, ist wohl vor allem opportunistischem Eigennutzen und Argumenten der 
«Wirtschaftlichkeit», wie wir sie auch aus der Schweiz gut kennen, geschuldet. Aber auch 
Proteste und Mobilisierungen haben dazu beigetragen, so zum Beispiel die Blockade des 
lokalen Uber Headquarters am «Bleak Friday» oder die Kampagne «DeleteUber», die zum 
Rückzug von Uber-CEO Travis Kalanick aus Trumps Beratergremium führte. Und auch bei 
der eigenen Belegschaft rumort es. Ende Januar haben mehr als 2000 Google-Mitarbeitende
ihre Arbeit für eine Protestkundgebung niedergelegt, und auch anderorts bildet sich 
Widerstand gegen die Haltung der eigenen Firma. Inwieweit eine solche Kritik jedoch auch 
die Situation von weniger privilegierten Immigrant*innen und subtiler operierende 
Mechanismen berücksichtigt, bleibt dahingestellt. Eine kürzlich stattfindende Kundgebung 
von Tech-Angestellten liess aber zumindest aufhorchen. Die Protestveranstaltung in 
Downtown San Francisco vereinigte nämlich nicht nur Software-Ingenieure und 
Programmiererinnen verschiedener Unternehmen, sondern auch die Gewerkschaften des 
Reinigungs- und Sicherheitspersonals sowie der Beschäftigten der firmeneigenen 
Cafeterien. In Anlehnung an die Praktiken von Universitäten und Gemeinden wurden 
«Sancturary Campuses» für Tech-Firmen gefordert, um papierlose Angestellte besser zu 
schützen, die entgegen der öffentlichen Wahrnehmung auch in der Tech-Branche eine 
tragende Rolle spielen. Es sind am Ende eben nicht die «Innovators», die Silicon Valley am 
Laufen halten, sondern Immigrantinnen aus Lateinamerika, die zu Hungerlöhnen und oft 
unter gesundheitsschädigenden Umständen arbeiten – und gerne unsichtbar gemacht 
werden.

Und wer putzt das Büro?
Ofelias Mutter, die seit mehr als 20 Jahren in Nachtarbeit die Grossraumbüros von Silicon 
Valley Firmen putzt und im Gegensatz zu ihrer in den USA geborenen Tochter nicht über eine
Aufenthaltsbewilligung verfügt, ist eine von ihnen. Die Familie lebt in East Palo Alto, das von 
einer Autobahn von Palo Alto mit seiner prestigeträchtigen Stanford University und anderen 



reichen und mehrheitlich von Weissen bewohnten Gebieten des Silicon Valley abgeschnitten 
ist. Im Gegensatz zu San Francisco, das mehrere Millionen dringend benötigter 
Bundesgelder zu verlieren droht, weiss man in East Palo Alto, das man von der 
Bundesebene nichts zu erwarten hat. Aufgrund der hohen Mordrate galt der Ort lange Zeit 
als gefährlichste Stadt der USA. Ofelia und ihre Familie sehen das aber anders. In East Palo 
Alto, einer Immigrant*innen-Gemeinschaft sondergleichen, wo es nicht auffällt und 
niemanden kratzt, ob man nun über die richtigen Papiere verfügt oder nicht, fühlen sie sich 
sicher. Dass besserbezahlte Angestellte von Facebook & Co neuerdings auch nach East 
Palo Alto ziehen und sich die durch den Tech-Boom ausgelöste Hypergentrifizierung nun 
auch noch die letzten bezahlbaren Regionen der Bay Area einverleibt, stellt für papierlose 
Immigrant*innen wie Ofelias Mutter auf mehreren Ebenen eine Bedrohung dar. Denn wer 
seine Wohnung verliert, muss zukünftig nicht nur unmenschlich lange Arbeitswege auf sich 
nehmen, sondern riskiert auch, lebenswichtige Netzwerke und den relativen Schutz von 
Sanctuary Cities wie San Francisco, Berkeley oder East Palo Alto zu verlieren. Wenn es 
Firmen wie Google und Apple um mehr als reine Lippenbekenntnisse ginge, müssten sie 
endlich auch für ihre Rolle in der katastrophalen Wohnungsnot und der Verdrängung und 
Marginalisierung ganzer Gemeinschaften Verantwortung übernehmen – statt ständig weitere 
Steuerdeals auszuhandeln und mit ihren firmeneigenen Shuttle-Bussen und den von ihnen 
hergestellten Apps die Privatisierung des Service public ihrer Gaststädte und anderer 
gewerkschaftlich organisierten Sektoren wie dem Taxi- oder Hotelbereich voranzutreiben. 
Aber das ist schliesslich – genauso wie die Datengenerierung – ihr eigentliches 
Kerngeschäft.


